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Kapitel 1 
 

Grundlagen 

A. Einführung 
A. Einführung 

I. Fragestellung und Problemaufriss 

Die zügige Durchsetzung zivilrechtlicher Forderungen im grenzüberschrei-
tenden Wirtschaftsverkehr innerhalb der Europäischen Union ist für einen 
funktionierenden Binnenmarkt unabdingbar. Um sie zu gewährleisten, ist eine 
binnenmarktweite Verkehrsfähigkeit mitgliedstaatlicher Gerichtsentscheidun-
gen notwendig. Als Meilenstein auf dem Weg zur EU-weiten Urteilsfreizü-
gigkeit erweist sich die EuVTVO.1 

Die Vorschriften über die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung aus-
ländischer Vollstreckungstitel innerhalb der Europäischen Union dienen der 
Idee der Schaffung von Urteilsfreizügigkeit und damit letztlich auch der Bin-
nenmarktentwicklung.2 Auch die EuVTVO hat das Ziel, den grenzüberschrei-
tenden Forderungseinzug zu beschleunigen und zu vereinfachen. Sie führt in 
das bisherige System des europäischen Anerkennungs- und Vollstreckungs-
rechts tiefgreifende Änderungen ein,3 indem sie bei der grenzüberschreitenden 
Vollstreckung unbestrittener Geldforderungen nicht mehr die Durchführung 
des besonderen Exequaturverfahrens im Vollstreckungsstaat verlangt. Das in 
der Verordnung vorgesehene Bestätigungsverfahren, in welchem ein Titel die 
Vollstreckbarkeit für das ganze europäische Ausland erlangt, findet nun im 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 805/2004 vom 21. April 2004, ABl. Nr. L 143 vom 30.4.2004, 

S. 15, ber. ABl. L 050 vom 23.2.08 S. 71. In der vorliegenden Arbeit als EuVTVO be-
zeichnet. 

2 EuGH, Urteil v. 16.2.2006, Rs. C-3/05, Verdoliva ./. Van der Hoeven BV, Slg. 2006, 
I-1579, Rn. 27; EuGH, Urteil v. 17.6.1999, Rs. C-260/97, Unibank ./. Christensen, 
Slg. 1999, I-3715, Rn. 14. Siehe auch Leible, in: Müller-Graff (Hrsg.), Der Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 55, 64; Hess, JZ 1998, 1021 ff.; ders., IPRax 
2006, 348, 359. 

3 Mit dem Inkrafttreten der EuVTVO hat „eine neue Ära in Europa begonnen.“ So 
Mankowski, FS Kropholler, 2008, 829, 829. Als einen revolutionären Schritt sehen die 
EuVTVO u. a. auch Rauscher, Der Europäische Vollstreckungstitel für unbestrittene 
Forderungen, Rn. 13; Kohler, in: Baur/Mansel (Hrsg.), Systemwechsel im europäischen 
Kollisionsrecht, S. 153; Stadler, IPRax 2004, 2, 5; als „Auftakt zu einer kopernikani-
schen Wende“ Staffenreuther/Kruis, FAZ vom 4. August 2004, S. 19 sowie Kaczmarek, 
EP 2006, Nr. 11 (83), S. 3 (poln.: „przewrót kopernikański w procesie cywilnym”). 
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Ursprungsmitgliedstaat statt. Die bisher vorhandene Überprüfungskompetenz 
im Rahmen des Exequaturverfahrens wurde vollständig in den Ursprungsmit-
gliedstaat verlagert. Die Rechtsbehelfe, die dem Schutz des Schuldners die-
nen, sind prinzipiell lediglich im Ursprungsmitgliedstaat statthaft. Die in der 
EuVTVO vorgesehenen Neuheiten münden in eine Verkürzung des Schuld-
nerschutzes. Gleichzeitig wurde der Justizgewährungsanspruch des Gläubi-
gers, der über den Titel verfügt, erheblich gestärkt. Die Einführung des Euro-
päischen Vollstreckungstitels (EuVT)4 dient der Stärkung seiner Rechtspositi-
on.5 

Die vorliegende Arbeit zielt auf die Beantwortung der Frage, ob die Rege-
lungen der EuVTVO das Prozessgrundrecht des Schuldners auf rechtliches 
Gehör bei der Verfahrenseinleitung gewährleisten. Der Schwerpunkt der Un-
tersuchung liegt darauf, die Wirksamkeit der Kontrolle des rechtlichen Gehörs 
im Bestätigungsverfahren zu bewerten, welches dann stattfindet, wenn der 
Vollstreckungsschuldner die Forderung im Ursprungsmitgliedstaat passiv 
nicht bestritten hat.6 

In den Anwendungsbereich der EuVTVO fallen auch in den Mitgliedstaa-
ten erlassene Versäumnisurteile, die ohne Beteiligung des beklagten Schuld-
ners am Verfahren erlassen werden. Die Vollstreckung aus derartigen Urteilen 
erscheint nur dann unbedenklich, wenn sichergestellt ist, dass seine Nichtein-
lassung auf das Verfahren nicht daraus folgt, dass er von dem gegen ihn ein-
geleiteten Verfahren nicht benachrichtigt wurde und dadurch seine Verteidi-
gungsrechte vor Gericht nicht ausüben konnte. Andernfalls kann es zur Ver-
letzung seines Rechts auf rechtliches Gehör kommen. 

Das Recht auf rechtliches Gehör ist in der EMRK verankert (Art. 6 Abs. 1 
EMRK).7 Es gehört zudem zu den Grundrechten in der Europäischen Union, 
die in der Charta der Grundrechte geregelt werden. Dadurch wird das Recht 
auf rechtliches Gehör im Unionsrecht primärrechtlich festgeschrieben und 
entsprechend geschützt. Auch in den meisten Mitgliedstaaten wird das Recht 
auf rechtliches Gehör als Justizgrundrecht in der jeweiligen Verfassung garan-
tiert. In den Regelwerken, die die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Entscheidungen betreffen, ist die Sicherung des rechtlichen 
Gehörs ebenfalls unabdingbar. Traditionell setzt die Gewährleistung des 
Rechts auf rechtliches Gehör – insbesondere in vielen nationalen Rechtsord-
nungen – voraus, dass überprüft wird, ob der Vollstreckungsschuldner, der 
sich im Ursprungsmitgliedstaat auf das Ausgangsverfahren nicht eingelassen 
hat, die Möglichkeit der Verteidigung vor Gericht hatte. Vor allem wird über-

                                                 
4 Poln.: europejski tytuł egzekucyjny. 
5 Pfeiffer, BauR 2005, 1541, 1541.  
6 Unter den Begriff der „passiv unbestrittenen Forderungen“ fallen Forderungen nach 

Art. 3 Abs. 1 lit. b und c EuVTVO. Vgl. hierzu im Einzelnen Kapitel 1. C. II. 
7 Siehe Kapitel 1. D. 3. a). 
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prüft, ob der Schuldner über das gegen ihn eingeleitete Verfahren wirksam 
informiert wurde. Diese Überprüfung findet im Rahmen der Zulassung zur 
Auslandsvollstreckung statt. Auf dem gleichen Konzept beruhen die Regelun-
gen des internationalen Rechts und des Unionsrechts über die Anerkennung 
und Vollstreckbarerklärung ausländischer Vollstreckungstitel. 

Die EuVTVO verzichtet völlig auf eine Überprüfung im Vollstreckungs-
staat. Ergeht in einem Verfahren eine gerichtliche Entscheidung ohne die Be-
teiligung des Schuldners und soll diese in einem anderen Staat vollstreckt 
werden, so kann auf eine Überprüfung des Verfahrens nur dann verzichtet 
werden, wenn hinreichende Gewähr dafür besteht, dass die Verteidigungs-
rechte des Schuldners im Ursprungsstaat beachtet wurden.8 Die Prämisse der 
Wahrung des rechtlichen Gehörs des Vollstreckungsschuldners, der sich im 
Ursprungsmitgliedstaat auf das Verfahren nicht eingelassen hat, ist als Grund-
lage der Regelungen der EuVTVO anzusehen.9 Im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit ist der Frage nachzugehen, ob diese Regelungen die Erfüllung dieser 
Prämisse in der rechtlichen Praxis tatsächlich ermöglichen. 

Für die kritische Auseinandersetzung mit den Regelungen der EuVTVO ist 
der Rückgriff auf die Verordnungsvorschriften und Beispiele aus der Rechts-
praxis der Mitgliedstaaten notwendig. Exemplarisch sollen für die Untersu-
chung die Vorschriften des deutschen und des polnischen Rechts sowie Fälle 
aus der zivilrechtlichen Praxis beider Mitgliedstaaten dargestellt werden. Die 
Vorschriften des deutschen und des polnischen Rechts werden in dieser Ar-
beit herangezogen, da sowohl Deutschland als auch Polen zu der kleinen 
Gruppe von Mitgliedstaaten gehören, die eigene Durchführungsvorschriften 
zur EuVTVO erlassen haben.10 Die Zusammenstellung der Vorschriften bei-
der Staaten ermöglicht außerdem eine Bewertung der These, dass die Zivil-
rechtspflege in allen Mitgliedstaaten der EU gleichwertig ist. Der Vergleich 
von deutschem und polnischem Recht ist eine Herausforderung: Beide 
Rechtsordnungen weisen zahlreiche strukturelle und konzeptionelle Unter-
schiede im Bereich des Zivilprozessrechts auf. Dies beruht vor allem auf der 
unterschiedlichen geschichtlichen Entwicklung beider Staaten und den ver-
schiedenen Traditionen, die sie geprägt haben. 

In beiden Staaten gilt das Unionsrecht als autonomes, direkt anwendbares 
und gegenüber dem nationalen Recht höherrangiges Recht. Die praktische 
Anwendung des Unionsrechts erfolgt in beiden Ländern allerdings unter-
                                                 

8 Erwägungsgrund Nr. 10 der EuVTVO. Vgl. auch Pfeiffer, FS Jayme, 2004, 675, 
682: Die Abschaffung der zweitstaatlichen Kontrolle sei dann grundrechtskonform, wenn 
im Erststaat ein effektiver und fairer Rechtsschutz garantiert wird. 

9 Maßnahmenprogramm zur Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerken-
nung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 24. November 2000, 
ABl. EG 2001, C 12/14. 

10 Bittmann, Vom Exequatur zum qualifizierten Klauselerteilungsverfahren, S. 228; 
Weitz, Europejski tytuł egzekucyjny, S. 50. 
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schiedlich. Dies hängt insbesondere damit zusammen, dass das Unionsrecht in 
Deutschland bereits sehr viel länger gilt als in Polen; sowohl die nationalen 
Gesetzgeber als auch die Rechtsprechung haben schon aus diesem Grund ei-
nen anderen Bezug zum Unionsrecht. 

Die Abschnitte der Arbeit, welche sich der Darstellung des polnischen Zi-
vilverfahrensrechts widmen, sind auch aus der deutschen Perspektive von 
Bedeutung. Dies gilt schon allein deshalb, weil der Wirtschaftsverkehr zwi-
schen Deutschland und Polen in den letzten Jahrzehnten erheblich an Bedeu-
tung gewonnen hat.11 

II. Relevanz der Untersuchung 

Das europäische Zivilprozessrecht12 erfährt zurzeit eine besonders rasche 
Entwicklung.13 Ein Wendepunkt, der diesen Prozess ermöglicht hat, war die 
Vergemeinschaftung des Internationalen Zivilprozessrechts durch den Ams-
terdamer Vertrag,14 in welchem die insoweit notwendige Kompetenzgrundla-
ge für die europäischen Institutionen geschaffen wurde.15 Seitdem sind zahl-
reiche Rechtsakte ergangen, welche Teilbereiche des Europäischen Zivilpro-
zessrechts normieren.16 Auch die Bedürfnisse der Praxis erzwingen diese 
rechtsetzende Tätigkeit der europäischen Institutionen. Die Bemühungen des 
europäischen Gesetzgebers haben die Schaffung eines europäischen Jus-
tizraums zum Ziel,17 in dem sich die Idee der wirksamen Durchsetzung der 
Bürgerrechte verwirklichen soll.18 Als Teilprojekt des europäischen Jus-

                                                 
11 Schliche, Die Grundlage der Zwangsvollstreckung im polnischen Recht, Einl. 
12 Zum Begriff des Europäischen Zivilprozessrechts siehe Linke, IZPR, Rn. 2a. Zur 

Geschichte der europäischen Zusammenarbeit in Zivilsachen siehe Pirrung, ZEuP 1999, 
834, 835 ff.; Müller-Graff/Kainer, DRiZ 2000, 350 ff. Siehe auch Hess, JZ 1998, 
1021 ff., wo der Autor einen neuen Verfahrenstyp zwischen nationalem und internationa-
lem Zivilprozessrecht benennt: den „Binnenmarktprozess“. 

13 Vgl. z. B. Frattini, ZEuP 2006, 225, 226; Stadler, RIW 2004, 801, 802; dies., 
IPRax 2004, 2, 3. 

14 Georganti, Die Zukunft des ordre-public, S. 5. 
15 Vgl. Hess, IPRax 2006, 348, 350 f.; Stoppenbrink, ERPL 2002, 641, 645 f.; Fratti-

ni, ZEuP 2006, 225, 231 f.; Leible/Staudinger, EuLF 2000/2001, 225 ff. 
16 Diese Entwicklung führt zur Abkoppelung des europäischen vom internationalen 

Rechtsverkehr, siehe Hess, FS Jayme, 2004, 339, 341; ders., JZ 1998, 1021 ff.; Junker, 
FS Sonnenberger, 2004, 417, 431 sowie zur Regionalisierung des grenzüberschreitenden 
Prozesses: Mansel, in: Baur/Mansel (Hrsg.), Systemwechsel im Europäischen Kollisions-
recht, S. 1, 14 f.; Ferrand, FS Sonnenberger, 2004, 791, 818; Georganti, Die Zukunft des 
ordre-public, S. 1. 

17 Stoppenbrink, ERPL 2002, 641, 646 f.; Nagel/Gottwald, IZPR, § 12, Rn. 2; Fratti-
ni, ZEuP 2006, 225, 229; Bittmann, Vom Exequatur zum qualifizierten Klauselertei-
lungsverfahren, S. 26. 

18 Bittmann, Vom Exequatur zum qualifizierten Klauselerteilungsverfahren, S. 24. 
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tizraums ist die Schaffung eines Europäischen Vollstreckungsraums geplant.19 
Einen Durchbruch im Prozess der Entwicklung des Europäischen Zivilpro-
zessrechts bewirkte die Einführung der Regelungen, die zum ersten Mal ein-
heitliche Zivilverfahren auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts normieren. 
Vor kurzem sind zwei Verordnungen in Kraft getreten, die ebenfalls derartige 
Neuerungen vorsehen: die EuMahnVO20 und die EuBagatellVO.21 An vielen 
Stellen der vorliegenden Arbeit bietet sich die Möglichkeit, an diese Regelun-
gen anzuknüpfen.22 Die Regelungen der EuVTVO sind nach dem Willen des 
Gemeinschaftsgesetzgebers teilweise auch hinsichtlich der neuesten Verord-
nungen anwendbar.  

Die frühzeitige Bewertung der EuVTVO im Hinblick auf die Gewährleis-
tung des rechtlichen Gehörs spielt auch deswegen eine wichtige Rolle, weil 
die EuVTVO vom europäischen Gesetzgeber als ein erster Schritt23 zur ge-
planten Abschaffung aller Arten von Zwischenverfahren angesehen wird, in 
deren Rahmen die Kontrolle der Justizgrundrechte des Schuldners stattfin-
det.24 Die Idee der Aufhebung des Exequaturs soll auf andere, kompliziertere 
Fälle und weitere – auch streitige – Forderungen ausgedehnt werden, wobei 
die Rechtsmechanismen zum Schutz der Prozessgrundrechte des Schuldners 
dem Konzept der EuVTVO ähneln sollen. 

Die Ergebnisse der Untersuchung haben zudem große Bedeutung für die 
Praxis. Die Entwicklung der europäischen Integration führt dazu, dass grenz-
überschreitende Sachverhalte in der zivilgerichtlichen Praxis25 immer häufiger 

                                                 
19 Mit dem Inkrafttreten der EuVTVO wurde ein entscheidender Schritt zum politisch 

gewollten einheitlichen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts getan, siehe 
Mankowski, FS Kropholler, 2008, 829, 830; Pfeiffer, BauR 2005, 1541, 1541; Bittmann, 
Vom Exequatur zum qualifizierten Klauselerteilungsverfahren, S. 24. 

20 Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12.12.2006 zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens, ABl. EU 2006 L 399/1. 
In der vorliegenden Arbeit als die EuMahnVO bezeichnet. 

21 Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Juli 2007 zur Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderun-
gen, ABl. EU 2007 L 199. Das europäische Verfahren über geringfügige Forderungen, 
das durch die Verordnung eingeführt wurde, wird als Europäisches Bagatellverfahren 
bezeichnet. 

22 Zusammen mit der EuVTVO werden sie im Europäischen Zivilprozessrecht als 
Rechtsakte der „zweiten Generation“ bezeichnet. So Hess, IPRax 2006, 348, 350. 

23 Die EuVTVO wird als Pilotprojekt betrachtet, siehe Georganti, Die Zukunft des 
ordre-public, S. 33; Stein, EuZW 2004, 679, 679. 

24 „Mit der Einführung des Europäischen Vollstreckungstitels hat das europäische Zi-
vilprozessrecht einen „Quantensprung“ gemacht; ein erster Schritt für einen einheitlichen 
Justizraum ist getan“, Nagel/Gottwald, IZPR, Vorwort, V. 

25 Zivilprozesse mit Auslandsbezug. Zu den Auslandsprozessen in der ZPO siehe 
Hess, JZ 1998, 1021, 1022. 
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vorkommen.26 Immer mehr titulierte Forderungen werden auf dem Vollstre-
ckungsweg im Ausland eingezogen. Die praktische Relevanz der EuVTVO ist 
aufgrund der weiten Festsetzung ihres Anwendungsbereichs groß. Ca. 90 % 
aller Urteile der mitgliedstaatlichen Gerichte, die im Ausland vollstreckt wer-
den können, können als EuVT bestätigt werden.27 

Für die künftige Entwicklung des europäischen Zivilprozessrechts ist die 
Auseinandersetzung mit der Behauptung, dass die Rechtspflegestandards in 
allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleichwertig sind, von besonde-
rer Bedeutung. Der Verordnungsgeber geht davon aus, dass aufgrund der 
Standards der zivilrechtlichen Rechtspflege die Justizgrundrechte des Schuld-
ners in allen Mitgliedstaaten gleichwertig gewährleistet sind. Ein Argument 
für die Gleichwertigkeit der Standards in allen Mitgliedstaaten sei die Tatsa-
che, dass sie alle zugleich Vertragsstaaten der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) sind.28 Im Rahmen der vorliegenden Arbeit sind daher 
die rechtspolitischen Hintergründe der Regelung zu bewerten. 

Die Ergebnisse der Untersuchung dienen vor allem der Bestimmung der 
Rechtslage, die sich für Personen ergibt, die durch die Entwicklung des euro-
päischen Zivilprozessrechts in ihren Grundrechten betroffen sind. Die endgül-
tige Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der EuVTVO obliegt allerdings 
dem EuGH, der über die entsprechenden Kompetenzen verfügt, um die Stan-
dards des Schuldnerschutzes und die Gewährleistung der Grundrechte durch 
die EuVTVO an den von ihm entwickelten und an Art. 6 EUV orientierten 
Maßstäben zu messen.29 

III. Grenzen der Untersuchung 

Die Untersuchung konzentriert sich ausschließlich auf Entscheidungen, die 
passiv unbestrittene Forderungen betreffen. Denn die Kontrollmechanismen 
der EuVTVO, die der Gewährleistung des rechtlichen Gehörs dienen, bezie-
hen sich nur auf die Überprüfung gerichtlicher Entscheidungen, die ohne 
Teilnahme des Schuldners am Verfahren erlassen wurden. 

Die mit Verbraucherverträgen verbundenen Besonderheiten sind im Hin-
blick auf den Umfang der Untersuchung außer Betracht zu lassen. Auch sol-
len mit Kostenentscheidungen verbundene Vollstreckungsfragen nicht erörtert 

                                                 
26 Graf v. Bernstorff, RIW 2007, 88. Auf der anderen Seite ist die Anzahl der grenz-

überschreitenden Verfahren in Europa eher gering. Die Zahl der grenzüberschreitenden 
Zivilrechtsprozesse in Europa beträgt ein bis drei Prozent aller Prozesse in den Mitglied-
staaten. Hess/Pfeiffer/Schlosser, Report on the Application of Regulation Brussels I in 25 
Member States (2007), Rn. 40 ff. 

27 Harast, MoP 2007, 1069, 1069–1070. 
28 Siehe insb. Bach, Grenzüberschreitende Vollstreckung in Europa, S. 418. 
29 Für die Kontrolle der einzelnen nationalstaatlichen Urteile hat er keine Kompeten-

zen, siehe Rauscher/Pabst, EuZPR/EuIPR (2010), Einl EG-VollstrTitelVO Rn. 41. 


